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Az.:  41-2021-0801 
 
Bebauungsplan "Röte III" in Mötzingen  
 
Ihr Schreiben vom 31.03.2021 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
für die Beteiligung an dem o. g. Bebauungsplanverfahren bedanken wir uns. 

neues Bauland ausgewiesen. Daher ist es not-
wendig in der Abwägung darzustellen, warum diese Maßnahmen erforderlich 
sind und welche Bemühungen unternommen wurden um die Innenentwicklung 
voranzutreiben. 
Zu dem Vorentwurf in der Fassung vom 09.03.2021, geändert am 24.03.2021 
nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
 
Baurecht (Herr Traxler/Frau Müller, Tel.: 07031/663-1089) 
 
Lageplan 

Die Namen angrenzender Bebauungspläne sollten in dem zeichnerischen Teil 
des Bebauungsplans angegeben werden. 

Textteil 

In Ziff. A4.6 ist es unklar ausgedrückt, von was Mülleinhausungen und Fahr-
radabstellplätze ausgenommen sein sollen, von der Privilegierung überhaupt 
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oder von der zahlenmäßigen Beschränkung? Hier wäre eine positive Formulierung: 
d zusätzlich je Grundstück (..mit einer max. 

 
 
Die Festsetzung der maximalen Anzahl der Wohnungen in Wohngebäuden (A9) erscheint 
mit 3 Wohneinheiten je Einzelhaus im Hinblick auf den Grundsatz des schonenden Um-
gangs mit Boden und die erwünschte Verbesserung der Wohnraumversorgung zu restriktiv 
zu sein. Zumindest in Teilbereichen des Plangebiets sollte eine höhere Verdichtung ange-
strebt werden. 

Auf den Wohnwegen sind keine Gehwege geplant. Daher wäre es empfehlenswert ein 
-Schild anzubringen, um Fußgänger und spielende Kinder zu schützen. 

Nach den Festsetzungen des Bebauungsplans im Textteil ist die Grundflächenzahl in den 
urbanen Gebieten bis 0,9 möglich. Dies ist die Möglichkeit einer sehr dichten Bebauung ge-
geben. Werden hier von der Gemeinde Ausgleichsmaßnahmen geschaffen oder sind diese 
vorgesehen? 

Die Definition von Hausgruppeneinheit ist bezüglich der höchstzulässigen Zahl der Woh-
nungen in Wohngebäuden unklar. 

Der Pflanzzwang 4 (pz 4)  Begrünung der privaten Grundstücksfläche. Auch Gebäude im 
urbanen Gebiet stehen auf privaten Grundstücksflächen. 40 % Begrünung widerspricht der 
möglichen GRZ-Fläche in den urbanen Gebieten.  

In der Begründung über den erhöhten Stellplatzbedarf wird eine Abweichung der gemeindli-
chen Stellplatzsatzung genannt. Unseres Wissens nach beinhaltet die Satzung ebenfalls 
1,5 Stellplätze je Wohneinheit. Somit kann nicht von einer Abweichung der Satzung gespro-
chen werden. 

Keine Regelung der Stellplätze für Gewerbeflächen. Gilt hier die VwV Stellplätze? Da eine 
Verwaltungsvorschrift keine Rechtsvorschrift ist, dürfen diese grundsätzlich nicht zum Ge-
genstand gerichtlicher Klagen gemacht werden. Die Regelung für die Stellplätze auf Gewer-
beflächen sollte daher in den Bebauungsplan aufgenommen werden. 

Die aufgeführten Schallleistungspegel bezüglich der Abstände von Luft/Wasser-Wärme-
pumpen, Klimaanlagen und vergleichbaren Anlagen zu schutzbedürftigen Räumen haben 
keine rechtliche Grundlage. Es wird empfohlen, diesen Punkt im Bebauungsplan entfallen 
zu lassen. An dieser Stelle wird daher auf die Stellungnahme der Gewerbeaufsicht verwie-
sen. 

Für die Festsetzungen der Dachform/ Dachneigung sind zur Erklärung Strukturskizzen an-
zufertigen, da es ansonsten zu Missverständnissen kommt. 

Bezüglich der Dachdeck
genau bestimmt werden können. Diese Festsetzungen sollten genau definiert werden. 
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Es ist anzumerken, dass der Brandschutz bei den Abstandsflächen von Dachaufbauten 
nach der LBOAVO zu beachten ist. § 9 Abs. 4 LBOAVO enthält hierzu entsprechende Re-
gelungen.  

Eine Strukturskizze ist für die textlichen Vorgaben der Dachaufbauten zum besseren Ver-
ständnis erforderlich. 

Bei der Fassadengestaltung/ Materialien ist nicht zweifelsfrei zu verstehen, w

noch klarer festgelegt werden. 

Die Gestaltung von Doppelhäusern und Hausgruppen ist bisher noch zu unbestimmt. Um zu 
vermeiden, dass dieser Punkt rechtsunwirksam wird, sollte er daher genauer festgelegt  
oder weggelassen werden. Die Abstimmung von Farbgebung, Gestaltung und Oberflächen-
struktur mag ja bei zeitgleichem Bau sinnvoll und geboten sein. Jedoch lässt sich diese For-
derung im Nachgang nur erfüllen, wenn diejenigen Bauenden, die später bauen, sich dem 
bereits errichteten Gebäude vollumfänglich anpassen. Dies könnte als zu großer Eingriff in 
die Baufreiheit, welche auf Art. 14 GG basiert, angesehen werden. 

Bei den Werbeanlagen erschließt sich nicht, ob bei nicht Flachdachgebäuden von der Re-
gelung der Dachneigung abgewichen werden kann oder ob diese für alle Gebäude gilt. 
Diese Regelung sollte daher noch konkretisiert werden. 

Bezüglich den Einfriedungen ist eine genauere Definition notwendig, von wo aus die maxi-
male Höhe von 1,5 m gemessen werden soll (Bezugshöhe?). 

Es ist unklar, wie mit Einfriedungen verfahren werden soll, die nicht an öffentlichen Ver-
kehrsflächen mit Fahrverkehr angrenzen. Gelten hier die sonstigen Vorgaben der LBO be-
ziehungsweise die des Nachbarrechtsgesetzes (NRG)? 

Bezüglich der Regelungen zu den Stützmauern ist unklar, ob diese auch bei privaten Ver-
kehrsflächen greift. Dies sollte noch konkretisiert werden. 

§ 75 Abs. 3 Nr. 2 LBO ist im Textteil des Bebauungsplans zu ergänzen.  

Hinweise 

Bei der Darstellung sollte darauf geachtet werden, dass sich im Nordwesten die Bebau-
 

Wäre es nicht eine Möglichkeit, dies im Bereich eines der Mehrfamilienhausbaufelder vorzu-
sehen? 

Weitere Bedenken oder Anregungen werden in diesem Planungsstadium nicht vorgebracht.  
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Klimaschutz 
 
Wir weisen darauf hin, dass am 30.07.2011 das Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes 
bei der Entwicklung in den Städten und Gemeinden in Kraft  
getreten ist.  
 
Mit dieser Gesetzesnovelle ist der Klimaschutz zu einem Planungsleitsatz  
(Aufgabe der Bauleitplanung) und damit abwägungsrelevant geworden. Den Erfordernissen 
des Klimaschutzes ist daher sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwir-
ken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung zu 
tragen. 
 
Wir bitten daher diesen Belang im Rahmen des Verfahrens mit der entsprechenden Ge-
wichtung zu berücksichtigen.  

 
Immissionsschutz (Herr Dr. Hecker, Tel.: 07031/663-2130) 
 

Zu den geplanten Vorhaben "Röte II" und "Röte III" wurde eine schalltechnische Untersu-
 Ingenieurbüro für Technischen Umweltschutz 

Dr.-Ing. Frank Dröscher (Tübingen, 22. Juli 2020) vorgelegt. 

Da sich im Planvorhaben "Röte III" Baufenster im Bereich maßgeblicher Verkehrslärmim-
missionen befinden, sind für diese Schallschutzmaßnahmen erforderlich. 

Im Grundsatz sind aktive Schallschutzmaßnahmen passiven vorzuziehen. Die schalltechni-
sche Untersuchung berücksichtigt ausschließlich passive Lärmschutzmaßnahmen, die je-
doch bisher nicht in den Textteil des Bebauungsplanes übernommen wurden. 

Sofern rein passive Schallschutzmaßnahmen festgesetzt werden sollen, sind die zugrunde-
liegenden Belange sorgfältig aufzuarbeiten und detailliert zu bewerten. Nur dies kann zu ei-
ner rechtssicheren Abwägung führen.   

Die Übernahme der vorgeschlagenen Schallschutzmaßnahmen für die geplanten urbanen 
Gebiete in den Textteil des Bebauungsplans wird unsererseits als notwendig erachtet. 

Hinsichtlich der vorgesehenen Festsetzung zu Luft/Wasser-Wärmepumpen (LWP) unter 
A11.1 des Textteils sind die in der Tabelle aufgeführten Abstände lediglich Anhalts- und Ori-
entierungswerte und nicht als rechtsverbindlich zu erachten. Da die tatsächlichen Lärmim-
missionen von LWP von verschiedenen Faktoren abhängen, ist die Einhaltung der Immissi-
onsrichtwerte im Baugenehmigungsverfahren jeweils am konkreten Fall nachzuweisen. Wir 
regen daher an, die Tabellenwerte im Textteil zu streichen und eine entsprechende textliche 
Anpassung vorzunehmen. 
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Naturschutz (Herr Weiler, Tel.: 07031/663-2708)  

Die artenschutzrechtliche Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass für den Planungs-
raum aufgrund der Habitatpotenziale weiterer Untersuchungsbedarf zur Berücksichtigung 
des Artenschutzes gem. § 44 Bundesnaturschutzgesetz gegeben ist. So erscheint eine Be-
troffenheit von Brutvögeln (Höhlen- und Offenlandbrüter), Reptilien sowie der Dicken Trespe 
möglich. Strukturen für planungsrelevante Falterarten wurden keine vorgefunden. Der arten-
schutzrechtlichen Untersuchung kann vom Grundsatz her gefolgt werden. Die Untersuchun-
gen sind jedoch auf totholzbewohnende Käferarten auszuweiten. 
 
Insofern der anfallende Oberboden nicht im Planungsraum verwertet wird, kann dieser auch 
auf geeigneten Ackerflächen ausgebracht werden. Der Auftrag des Oberbodens kann im 
Rahmen der Eingriffsermittlung als mindernde Maßnahme anerkannt werden. Bei Rückfra-
gen zum Auffüllantrag können Sie sich an Frau Leupold (s.leupold@lrabb.de, Durchwahl -
1277) wenden. Hinweis: Die Ausbringung des Bodens kann u. U. aus artenschutzrechtli-
chen Gründen (Vorkommen von Offenlandbrütern) nicht jederzeit erfolgen, ggf. werden vor-
gezogene Maßnahmen nötig. Hinweise hierzu und zu weiteren Aspekten können Sie dem 

 
 
Die Durchgrünung des Planungsraumes sollte möglichst mit gebietsheimischen Laubbäu-
men erfolgen. 
 
Die Eingrünung des westlichen Randes sollte möglichst durch Baumpflanzungen erfolgen, 
damit ein Übergang zwischen Siedlungsrand und Offenland erfolgt. Nach Einschätzung des 
Naturschutzbeauftragten sollte der hierfür vorgesehene Grünstreifen mind. eine Breite von 
acht Metern betragen, damit genug Wurzelraum zur Verfügung steht. Zudem regt er drin-
gend an, dass dieser sich in öffentlicher Hand befinden solle, damit die Sicherung der Maß-
nahme wirkungsvoll umgesetzt werden kann. 
 
Bei der in Abbildung 2 der artenschutzrechtlichen Untersuchung unter 
ten Obstwiesen handelt es sich um nach § 33a Naturschutzgesetz (NatSchG) geschützte 

dazu. 
 
Umwandlungen von Streuobstbeständen sind gem. § 33a NatSchG vorrangig durch 
Neupflanzungen auszugleichen. Vorzugsweise ist dies innerhalb der landesweiten Bio-
topverbundkulisse mittlerer Standorte umzusetzen. Je nach Wertigkeit des Bestandes kann 
ein Ausgleich größer Faktor 1:1 angezeigt sein. Die Schaffung neuer Streuobstbestände 
kann im Anschluss an bestehende Bestände aber auch an mehreren unterschiedlichen 
Stellen erfolgen. Bei Nachpflanzungen sind die Belange des Artenschutzes zu berücksichti-
gen (Vermeidung von Verlust von Lebensstätten oder Schaffung von Vergrämungseffekten 
bei Bodenbrütern wie der Feldlerche). Eine Bepflanzung des geschützten Lebensraumtyps 
Magere Flachland-Mähwiese ist auszuschließen. Für den Eingriff in den geschützten Streu-
obstbestand muss die Genehmigung durch die untere Naturschutzbehörde bei Satzungsbe-
schluss vorliegen bzw. in Aussicht gestellt sein. Hierzu sind die darstellende Beschreibung 
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eines geeigneten Ausgleichs und dessen rechtliche Sicherung im Rahmen eines städtebau-
lichen Vertrages nötig. Für eine entsprechende Abstimmung steht die untere Naturschutz-
behörde gerne zur Verfügung. 

Wir bitten die genannten Punkte im Rahmen der weiteren Untersuchungen / des Umweltbe-
richts darzustellen. 

Landwirtschaft (Frau Walter, Tel.: 07031/663-2363) 

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von rund 6,8 ha Fläche, welche aktuell als Acker- und 
Grünland bewirtschaftet wird. Der vorliegende Bebauungsplan entwickelt sich aus dem ak-
tuell rechtskräftigen Flächennutzungsplan. Gegen den Verlust von landwirtschaftlichen Flä-
chen bestehen grundsätzliche Bedenken von Seiten der unteren Landwirtschaftsbehörde. 

Zusammen mit dem parallel vorliegenden Bebauungsplan Röte II soll eine Fläche von ca. 
13 ha der landwirtschaftlichen Produktion entzogen werden. Das Plangebiet Röte III wird 
aktuell von acht verschiedenen landwirtschaftlichen Betrieben bewirtschaftet. Zwei Betriebe 
haben ihren Betriebssitz im Landkreis Calw. Inwiefern die beiden Calwer Betriebe in Ihrer 
Bewirtschaftung beeinträchtigt werden, muss von zuständiger Stelle von der unteren Land-
wirtschaftsbehörde Calw geprüft werden. Um Beteiligung des Landratsamtes Calw wird da-
her gebeten. 

Da teilweise dieselben Landwirte (der Betriebe, die sich im Landkreis BB befinden) Flächen 
im Plangebiet Röte II und III bewirtschaften, wurde auch eine zusammenfassende Prüfung 
vorgenommen. Durch den Flächenverlust durch beide Bebauungspläne kann bei den be-
troffenen Landwirten aktuell keine Existenzgefährdung angenommen werden.  

Wie bereits in der Stellungnahme zum Bebauungsplan Röte II beschrieben wurde, ist die 
Betroffenheit anhand der digitalen Flurbilanz im Umweltbericht unter dem Schutzgut Fläche 
darzustellen. Des Weiteren sollte auch hier versucht werden, durch Bauverpflichtungen o. ä. 
die Entstehung der sog. Enkelgrundstücke zu verhindern.  

Eventuelle naturschutzrechtliche Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen sollten planintern er-
folgen, damit nicht weitere landwirtschaftliche Flächen der Produktion entzogen werden. 
Eine abschließende Stellungnahme kann erst erfolgen, wenn der Umweltbericht vorliegt.  

 
 
Wasserwirtschaft (Herr Steinacker, Tel.: 07031/663-1259) 

Abwasser-/Niederschlagswasserbehandlung 

Die Entwässerung hat nach den Grundsätzen des § 55 WHG zu erfolgen. Für die Nieder-
schlagswasserbeseitigung sind Maßnahmen entsprechend den Bestimmungen des § 55 
Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz in Verbindung mit der Niederschlagswasserverordnung zu 
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erarbeiten. Die Entwässerungskonzeption ist frühzeitig mit dem Landratsamt Böblingen, 
Bauen und Umwelt abzustimmen. 

Die öffentliche Kanalisation sowie die Kläranlage sind so gering wie möglich mit nicht be-
handlungsbedürftigem Niederschlagswasser zu belasten. 

Es wird darauf hingewiesen, dass in diesem Zusammenhang auch alternative Möglichkeiten 
der zeitgemäßen Regenwasserbewirtschaftung in Abstimmung mit dem Amt für Bauen und 

 

Anlagen zur dezentralen Niederschlagswasserbeseitigung sind entsprechend den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik zu planen, herzustellen, zu unterhalten und zu betreiben. 
§ 44 Abs. 4 Satz 3 WG gilt entsprechend. 

Damit künftige Starkregenereignisse nicht zur Überlastung der Entwässerungsanlagen füh-
ren, ist im Rahmen der Erschließung durch geeignete Maßnahmen für eine schadlose Ab-
leitung der zusätzlichen Extremwassermengen zu sorgen (z. B. Einfassen der Straßen 
durch Hochbordsteine mit breitflächiger Ableitung in angrenzende Außengebietsflächen). 

Um das anfallende Dachflächenwasser zu minimieren sind Dächer mit einer Neigung bis 
15° mindestens extensiv (min. 10 - 15 cm Substratstärke), nach Möglichkeit in Teilen auch 
intensiv (Mindestsubstratstärke 35 cm) zu begrünen. Dies hat folgende Vorteile: das Sub-
strat speichert/hält einen Teil des Regenwassers zurück (Retention), die Vegetation nimmt 
einen weiteren Teil des Wassers auf, die Verdunstung wird erhöht, was wiederum einen po-
sitiven Effekt auf das Kleinklima (sowohl Kommune als auch Gebäude) hat und die Bio-
diversität wird gefördert. Gründächer sind daher auf den Niederschlagswasserabfluss für 

 

Werden Ausnahmen von der Dachbegrünung zugelassen, sind auf dem Grundstück andere 
ökologische und wasserwirtschaftliche Maßnahmen (offener Regenwasserspeicher, Mul-
den, Retentionszisternen mit zwangsentleertem Teilvolumen 1,5 m³ Retentionsvolumen pro 
100 m² Au aber min. 3 m³, etc.) zur dezentralen Niederschlagswasserbeseitigung durchzu-
führen. 

Für die Dachbegrünung ist zertifiziertes, ökologisch unbedenkliches Substrat zu verwenden 
(Gütezeichen RAL-GZ 253; das Substrat muss den Vorsorgewerten der Bodenschutzver-
ordnung bzw. dem Zuordnungswert Z 0 in Feststoff und Eluat nachweislich entsprechen). 
Gründächer sind dauerhaft zu erhalten. 

Soll das Niederschlagswasser oder Teile davon versickert werden, so sind der Boden und 
die anstehenden Schichten auf ihre Wasserdurchlässigkeit hin zu untersuchen (Doppelring-
Infiltrationsversuch nach DIN EN ISO 22282 oder einfacher Versickerungsversuch nach 

Es ist zu prüfen, ob Bodenverunreinigungen vorliegen, die einer Versickerung entgegenste-
hen. 
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Für die Niederschlagswasserableitung sind soweit möglich offene und naturnah gestaltete 
Gräben anzulegen. 

Altlasten 

Keine Bedenken. Im Plangebiet liegen keine im Bodenschutz- und Altlastenkataster erfass-
ten Flächen. Es liegen keine Anhaltspunkte für Altlasten oder schädliche Bodenveränderun-
gen vor. 

Bodenschutz 

Im Textteil zum Bebauungsplan sollte unter Kapitel C2, Hinweise zum Bodenschutz, folgen-
der Text mit aufgenommen werden:  

 

Das Landratsamt bietet für alle Bauvorhaben die Unterstützung bei der Unterbringung von 
anfallendem, unbelastetem Bodenaushub an (Bodenbörse des Landkreises). 

Für die Erschließung und größere Bauprojekte ist vor Baufreigabe ein Bodenmanagement- 
und Verwertungskonzept unter Einbeziehung eines bodenkundlichen Baubegleiters 
zu erarbeiten und mit dem Landratsamt, Bauen und Umwelt, Fachbereich Gewässer und 
Bodenschutz abzustimmen. Der anfallende Aushub ist nach Qualität und Eignung (humoser 
Oberboden, kulturfähiger, steinfreier Unterboden, steiniges oder toniges Untergrundmate-
rial) unter Angabe von ungefährer Kubatur und vorgesehener Verwertungswege zu differen-
zieren.  

Bei der Erstellung des noch ausstehenden Umweltberichts sind darüber hinaus folgende 
Hinweise zu beachten: 

Um eine Klassifizierung der Eignung des anfallenden Bodenaushubs für Rekultivierungs-
zwecke (bspw. Aufbau der oberen 2 m auf Steinbruchrekultivierungen, Deponien) frühzeitig 
treffen zu können, sollte bereits bei Erstellung von Baugrundgutachten die Beschreibung 
von Schürfen/Sondierbohrungen für die oberen, lockeren Bodenschichten (ca. oberen 1 - 2 
m) über Gesteinen nach der bodenkundlichen Ansprache (Kartieranleitung) erfolgen. 

Hinweis: Für Rekultivierungszwecke geeignetes, kulturfähiges Bodenmaterial wird in den 
kommenden Jahren für die Oberflächenabdichtung der ehemaligen Kreismülldeponie Leon-
berg benötigt. 

Beim Umgang mit Böden und Bodenmaterialien (humoser Oberboden, kulturfähiger Unter-
boden), die nach Bauende wieder Bodenfunktionen erfüllen sollen, sind die Vorgaben der 

-
nik im Landschaftsbau  -
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Bodenarbeiten, die humosen Oberboden und kulturfähigen Unterboden betreffen, sind nur 
bei ausreichend abgetrocknetem Bodenzustand vorzunehmen. Für den Bodenabtrag sind 
vorzugsweise Kettenbagger einzusetzen. Für Bodenfeuchte im Grenzbereich Konsistenz 

ogramm zur Ermittlung des maximal zulässigen Kontaktflächen-
-6 zu 

beachten. 

Zu Beginn der Baumaßnahmen ist der anstehende humose Boden abzutragen und bis zur 
Wiederverwertung in profilierten Mieten (max. Höhe 2 m) ohne Verdichtungen getrennt zu 
lagern. Die Mieten sind sofort mit tiefwurzelnden Gründüngungspflanzenarten zu begrünen.  

Künftige Grün- und Retentionsflächen sind während des Baubetriebes durch Aufstellen von 
Bauzäunen wirksam vor Bodenbeeinträchtigungen wie Verdichtungen u. a. zu schützen und 
nicht als Lager- und Abstellflächen zu gebrauchen. 

Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. Vermi-
schungen mit Bodenmaterial auszuschließen sind. 

Im Bereich von Grünflächen und Retentionsbecken/-flächen dürfen die Böden nur mit leich-
ten Raupenfahrzeugen (max. Bodendruck 4 N/cm²) befahren werden. Zum Schutz vor Ero-
sion und Verschlämmung sind Retentionsmulden zügig fertigzustellen und einzugrünen.   

Zur Wiederherstellung der Bodenfunktionen bei Grünflächen sowie bei der Überdeckung 
baulicher Anlagen (Retentionseinrichtungen/Rigolen, Tiefgaragenüberdeckungen) ist kultur-
fähiger, steinfreier Unterboden ohne Verdichtung aufzubringen. Auf nicht unterbauten Flä-
chen ist der Untergrund zuvor aufzureißen. Als oberste Schicht sind ca. 0,2 m humoser 
Oberboden locker aufzutragen. Auf eine gute Verzahnung der Schichten ist zu achten.  

Zur Förderung des Wasseraufnahmevermögens und der Bodenstruktur sind auf allen Grün-
flächen als Erst- bzw. Zwischenbegrünung tief- und intensivwurzelnde Pflanzenarten zu ver-
wenden (z. B. Ölrettich, Sonnenblume, Lupine, Senf, Luzerne etc.) oder zumindest Gräser-
mischungen mit mind. 30 % Bodenlockerungskräutern. 

Eingetretene Verdichtungen im Bereich unbebauter Flächen sind nach Ende der Bauarbei-
ten durch fachgerechte Bodenlockerung zu beseitigen.  

Unbrauchbare und/oder belastete Böden sind von verwertbarem Bodenaushub zu trennen 
und einer Aufbereitung oder einer geordneten Entsorgung zuzuführen. 

Hinweis 

Durch planerische Maßnahmen, z. B. Anheben der Straßen- und Gebäudehöhen ist über-
schüssiger Bodenaushub möglichst zu vermeiden bzw. weitgehend zu reduzieren. Auf das 
Landeskreislaufwirtschaftsgesetz LKreiWiG § 3 zur Vermeidung von Bau- und Abbruchab-
fällen Abs. 3 in Baugebieten und bei Bauvorhaben i. d. F. vom 31.12.2020 wird verwiesen. 



10 

Grundwasserschutz  

Sowohl im Textteil als auch im Begründungsteil des Bebauungsplanes fehlt der wichtige 
Hinweis, dass sich das gesamte Plangebiet in der Schutzzone III A des Wasserschutzge-
bietes Bronnbachquelle der Stadt Rottenburg befindet. 

In den hydrogeologischen Gutachten des Ing. Büros RBS wave wurden - wie erwartet und 
damals beim Baugebiet Röte I ebenfalls angetroffen -  nur sehr geringmächtige, für das 
Wasserschutzgebiet wichtige, Deckschichten angetroffen. 

Nach § 3 Abs. 1 Ziffer 9 der o. g. Rechtsverordnung des RP Tübingen vom 22.01.1992 
sind Maßnahmen, welche eine wesentliche flächenhafte Verringerung und Schwächung der 
Deckschichten zu Folge haben, verboten. Von diesem Verbot kann unter der Erteilung von 
Auflagen eine Befreiung erteilt werden.   

Wegen dieser fehlenden geologischen Deckschichten in der Erschließungsflächen wird die 
Gemeinde Mötzingen somit eine Befreiung von dem o. g. Verbot der Wasserschutzgebiets-
rechtsverordnung beantragen müssen. Diese Befreiung wurde damals für Röte I erteilt. Die 
Auflagen und Bedingungen zum Grundwasserschutz wurden seinerzeit als Hinweise in den 
Bebauungsplan mit aufgenommen. 

Zu dem Verfahren bedarf es - entsprechend der Rechtsverordnung - der Zustimmung des 
Regierungspräsidiums Tübingen. Die Stadtwerke Rottenburg werden ebenfalls an diesem 
Verfahren beteiligt. Im weiteren Verfahren kann ggf. festgelegt werden, dass wegen der 
schlechten geologischen Gegebenheiten (Deckschichten) PKW-Stellflächen auf den Grund-
stücken eine dichte Oberflächenbefestigung erhalten und ordnungsgemäß entwässert wer-
den müssen. Dies würde dann ggf. die Niederschlagswassermenge rechnerisch sogar erhö-
hen. 

Grundsätzlich empfehlen wir die EFH Höhen der Gebäude möglichst anzuheben um einen 
geringeren Eingriff in die erwähnten Deckschichten zu erzielen. Die einzelnen Bauherren 
werden dadurch ggf. auch weniger schwer zu lösenden Fels im Untergrund antreffen (Fels-
horizont).     

Gewässerschutz 

Das angrenzende Gewässer Haldengraben ist in seinem ursprünglichen Verlauf zu belas-
sen und die Retentionsflächen sind daneben kaskadenförmig zu erstellen. 

Da es sich bei dem betroffenen Gewässer Haldengraben um ein typisches Muschelkalkge-
wässer im Wasserschutzgebiet mit diversen Versickerungsstellen handelt, sollten bei den 
Einleitungskriterien von Niederschlagswasser aus Wohngebieten erhöhte Anforderungen 
angewendet werden. Aus diesem Grund sollten vor den Retentionsbecken Lamellenklärele-
mente zwischengeschaltet werden. Diese beeinflussen auch die Langlebigkeit der Oberflä-
che der Retentionsflächen positiv. Die Retentionsbecken sollten eine mind. 30 cm bewach-
sene Bodenschicht aufweisen, durch welche es zu einer Versickerung und Reinigung des 
Niederschlagswassers aus dem Baugebiet kommen kann.  
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Straßenbau (Herr Buck, Tel.: 07031/663-1044) 
 
Von Seiten des Amtes für Straßenbau bestehen keine Bedenken gegen den o. g. Bebau-
ungsplan, da eine neue Zufahrt zur Kreisstraße mit einer Linksabbiegespur vorgesehen ist, 
sind diese Änderungen mit dem Landratsamt Böblingen, Amt für Straßenbau abzustimmen. 
Es wird auf die nachfolgend genannten Anmerkungen hingewiesen. 
 
Anmerkungen: Das neue Baugebiet grenzt an die Kreisstraße K1026 Iselshauser Straße 
an. Auf Grundlage des Straßengesetzes Baden- Württemberg § 22 Abs. 1 Satz 1b ist Längs 
zur Kreisstraße eine Anbauverbotszone von 15 Meter für Hochbauten jeglicher Art einzuhal-
ten.  
Durch die nahe Bebauung zur Kreisstraße sind ggfs. geeignete Lärmschutzmaßnahmen wie 
Schallschutzfenster, Lärmschutzwand etc. notwendig, diese Maßnahmen und Kosten sind 
vom Bauherrn/Bauträger selbst zu tragen, zu veranlassen und ggfs. genehmigen zu lassen. 
 
 
 
Abfallwirtschaft (Herr Koch, Tel.: 07031/663-1293) 

Die Befahrbarkeit des Plangebietes mit Entsorgungsfahrzeugen ist nur eingeschränkt mög-
lich. Die zur Verfügung stehenden lichten Straßenbreiten sind im Lageplan nur selten ange-
geben. Die mit "Wohnweg" bezeichneten Flächen sind erkennbar nicht befahrbar. Deren 
Anlieger müssen ihre Müllbehälter an anfahrbaren Aufstellplätzen zur Leerung bereitstellen. 

Bei der "Sammelstraße III F" und der "Wohnstraße III G" muss darauf geachtet werden, 
dass die erforderlichen Fahrbahnbreiten trotz Parkierungsflächen und Bäumen gewahrt 
sind. Dies gilt ganz besonders für die Kurven- und Verschwenkungsbereiche. Zur Verdeutli-
chung fügen wir ein Merkblatt bei, aus dem die wesentlichen Maßangaben zu Fahrzeugen, 
Kurvenradien etc. hervorgehen. 

Grundsätzlich weisen wir darauf hin, dass ein Rückwärtsfahren des Abfallsammelfahrzeugs 
generell zu vermeiden ist.  

 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Bettina Wagner 
 










































